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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Der Ständerat, welcher bereits im Vorjahr eine zur Motion Petitpierre analoge
parlamentarische Initiative Rhinow gutgeheissen hatte, überwies die beiden vom
Nationalrat verabschiedeten Motionen ebenfalls, wobei er die Einschränkung
formulierte, dass er die Motion Kühne für eine Heraufsetzung der Zahl der
Bundesratsmitglieder nicht als imperatives Mandat ansehe
. 1

MOTION
DATUM: 18.06.1991
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies die im Vorjahr von Petitpierre (fdp, GE) und Ständerat Rhinow
(fdp, BL) formulierte und von der freisinnigen Fraktion eingereichte Motion für eine
Regierungsreform. Gleichzeitig stimmte er einer Motion Kühne (cvp, SG) zu, welche
eine Erhöhung der Anzahl der Bundesratsmitglieder und eine Verstärkung der
Führungs- und Koordinationskompetenzen des Bundespräsidenten verlangt. Der
Bundesrat empfahl die Umwandlung in Postulate und sprach sich namentlich gegen
eine Heraufsetzung der Zahl der Bundesräte aus. Er zeigte sich weiterhin davon
überzeugt, dass im heutigen Zeitpunkt auf eine grundlegende Regierungsreform oder
auch nur auf die Vergrösserung des Bundesrates verzichtet werden kann. Insbesondere
mit der von ihm vorgeschlagenen Aufwertung der Generalsekretariate der
Departemente und dem Einsatz von Titularstaatssekretären für internationale
Verhandlungen würden die Voraussetzungen für eine effiziente Regierungstätigkeit
wesentlich verbessert. Mit diesen Argumenten vermochte er freilich nicht zu
überzeugen. Gegen die Überweisung in Motionsform sprach sich lediglich die SVP-
Fraktion aus, welche für eine Konzentration auf die Reform der departementalen
Führungs- und Organisationsstrukturen plädierte. 2

MOTION
DATUM: 12.11.1991
HANS HIRTER

Auch die Gegner der Vorlage hielten am Abstimmungssonntag fest, dass trotz dieses
Ergebnisses ein Reformbedarf bestehe. Sie forderten den Bundesrat deshalb auf, ohne
Verzögerung die im Abstimmungskampf nicht bestrittenen Teile des Projekts nochmals
vorzulegen. Am Tag nach der Abstimmung reichten im Nationalrat Deiss (cvp, FR), Seiler
(svp, BE), Steiner (fdp, SO) und Comby (fdp, VS) sowie im Ständerat Saudan (fdp, GE) und
Reimann (svp, AG) entsprechende Motionen ein. Die beiden Kammern überwiesen die
Vorstösse ihrer Mitglieder mit dem Einverständnis des Bundesrats in der
Septembersession. 3

MOTION
DATUM: 19.09.1996
HANS HIRTER

Nationalrat Kühne (cvp, SG) reichte nach dem Volksentscheid vom 9. Juni eine Motion
für eine anders ausgerichtete Entlastung des Bundesrats ein. Er forderte eine Erhöhung
der Zahl der Regierungsmitglieder auf neun oder elf und eine Stärkung der Stellung des
Bundespräsidenten. Sein Vorstoss wurde ebenso als Postulat überwiesen wie eine
Motion Grendelmeier (ldu, ZH), welche wünschte, dass der Bundesrat bereits im
Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung Vorschläge für eine Regierungsreform
macht. Die Forderung nach einer Heraufsetzung der Bundesratszahl auf neun oder elf
hat ebenfalls Nationalrat Dünki (evp, ZH) mit einer noch nicht behandelten
parlamentarischen Initiative eingebracht. Auch die SVP hatte sich im Rahmen der
Vernehmlassung zur Verfassungstotalrevision für eine Erhöhung der Sitzzahl des
Bundesrats auf neun ausgesprochen. 4

MOTION
DATUM: 19.09.1996
HANS HIRTER

Bei der jeweils nach den Nationalratswahlen vorzunehmenden Bestätigungswahl für
den Bundesrat kommt es immer wieder vor, dass die zuletzt antretenden amtsjüngsten
Bundesräte ein schlechtes Resultat erzielen, weil sie Opfer von sogenannten
Retourkutschen werden. 1991 musste beispielsweise der Amtsjüngste, Villiger (fdp), mit
dem schlechtesten Resultat (127 Stimmen von 238 anwesenden Abgeordneten) dafür
büssen, dass die vor ihm angetretenen Christlichdemokraten nur mässige Ergebnisse
erzielt hatten. Um dem abzuhelfen, überwies der Nationalrat mit 82 zu 67 Stimmen eine
Motion Weyeneth (svp, BE), welche verlangt, dass die wiederkandidierenden Bundesräte

MOTION
DATUM: 04.10.1996
HANS HIRTER
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zwar weiterhin einzeln gewählt werden, aber in einem gemeinsamen Wahlgang. Damit
könnten die Parlamentarier eine Bewertung der einzelnen Regierungsmitglieder
vornehmen, ohne Vergeltungsaktionen für später Antretende befürchten zu müssen. Im
Ständerat setzte sich - gegen den Antrag der Staatspolitischen Kommission - dann
allerdings mit 19 zu 15 Stimmen der Sozialdemokrat Aeby (FR) durch, der - unterstützt
von Iten (fdp, ZG) und Cottier (cvp, FR) - eine Ablehnung der Motion forderte. Sein
Hauptargument gegen den Vorstoss war die Sorge, dass mit diesem neuen System der
Fortbestand einer stabilen proportionalen Zusammensetzung des Bundesrats gemäss
der Parteienstärke nicht mehr gewährleistet wäre. 5

Die Skepsis der SP gegenüber den NPM-Methoden drückte sich auch darin aus, dass
Gysin (sp, BS) eine vom Bundesrat akzeptierte Motion [96.3626] Kofmel (fdp, SO) für die
rasche Einführung von NPM-Prinzipien (d.h. Leistungsaufträge und Globalbudgets) in
einer Vielzahl von Verwaltungsstellen aus verschiedenen Departementen bekämpfte. Als
Postulat überwiesen wurde eine Motion Aeppli (sp, ZH), welche vom Ratsbüro eine
Abklärung über die Probleme verlangt, welche sich mit der Einführung von NPM-
Methoden hinsichtlich parlamentarischer Budgethoheit sowie Verwaltungs- und
Finanzkontrolle ergeben. Ähnliche Abklärungen verlangten überwiesene gleichlautende
Postulate der GPK (NR) resp. der Finanzkommission (StR) ebenfalls vom Bundesrat. 6

MOTION
DATUM: 21.03.1997
HANS HIRTER

Mit dem neuen RVOG ist aber nach Ansicht des Parlaments die Regierungsreform
keineswegs abgeschlossen. Der Nationalrat überwies eine Motion seiner SPK, welche
vom Bundesrat bis spätestens 1998 Vorschläge für eine Reform des Regierungsorgans
auf Verfassungsebene verlangt. Er lehnte es damit ausdrücklich ab, diese Reform in
eine mehr Zeit beanspruchende Staatsleitungsreform, die sich auch mit dem Verhältnis
zwischen Exekutive und Legislative befassen würde, einzupacken. Ständerat Rhinow
(fdp, BL) hatte hingegen bereits zuvor eine von 34 Mitunterzeichnern unterstützte
parlamentarische Initiative [97.409] für eine an die Totalrevision der Verfassung
anzuhängende Regierungsreform eingereicht. Der Bundesrat nahm diesen Vorschlag
auf und gab im April bekannt, dass in diesem dritten Reformpaket (neben den
Volksrechten und der Justizreform) namentlich die Frage der Zahl der Bundesräte und
die Rolle des Präsidenten abgehandelt werden sollte. Mit der Ausarbeitung von
Vorschlägen beauftragte er eine vom emeritierten Staatsrechtsprofessor Kurt
Eichenberger beratene interdepartementale Arbeitsgruppe unter der Leitung des
Direktors des Bundesamtes für Justiz, Heinrich Koller. 7

MOTION
DATUM: 20.06.1997
HANS HIRTER

Nationalrat Weyeneth (svp, BE) unternahm einen neuen Versuch, das Wahlsystem für
die wiederkandidierenden Bundesräte zu verändern und die bestehende Abfolge von
einzelnen Wahlgängen durch eine gleichzeitig für alle vorzunehmende Einzelwahl zu
ersetzen. Nur so wäre es nach Ansicht des Initianten möglich, die Leistung der
Bundesräte ohne taktische Rücksichtnahmen (sprich Angst vor Retourkutschen) ehrlich
zu beurteilen. Eine erste entsprechende Motion war 1996 von der grossen Kammer
überwiesen, vom Ständerat aber abgelehnt worden. Das Büro des Nationalrats lehnte
die Stossrichtung der neuen Motion Weyeneths ab, da das vorgeschlagene Verfahren zu
überraschenden Abwahlen führen könnte und keine Gewähr für die Einhaltung der
diversen Quoten (parteipolitisch, sprachlich, regional) bieten würde. Da aber ohnehin
die Staatsleitungsreform anstehe, anlässlich derer man sich grundsätzlich mit der
Funktion und Konstituierung der Regierung auseinandersetzen werde, empfahl das
Büro trotz seiner ablehnenden Stellungnahme die Überweisung der Motion in
Postulatsform, was denn auch geschah. 8

MOTION
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Der Nationalrat bekräftigte einmal mehr seinen Wunsch nach der Umgestaltung der
Departemente. (Zu den Diskussionen vom vergangenen Jahr siehe hier.) Er überwies
gegen den Antrag des Bundesrates, der argumentierte, er habe dies alles schon
überprüft und für nicht sinnvoll gehalten, ein Postulat Burkhalter (fdp, NE) (06.3245) für
eine grundsätzliche Neuorganisation der Departemente. Diese solle sich sowohl bei der
Zuordnung der Ämter als auch bei der Benennung konsequent an den langfristigen
Aufgaben und Prioritäten der Politik orientieren. Konkret nannte Burkhalter
beispielsweise ein Departement für Sicherheit, das sich mit der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung, der Justiz und der Landesverteidigung befassen würde. Eine Motion
Lustenberger (cvp, LU) für die Schaffung eines Bildungsdepartementes konnte

MOTION
DATUM: 11.12.2009
HANS HIRTER
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hingegen noch nicht behandelt werden, da sie Nationalrat Baader (svp, BL) bekämpfte.
(Siehe dazu auch die Antwort des neuen Bundesrates Burkhalter auf eine Interpellation
Fetz (sp, BS) (09.3793)). 9

Auf verschiedene Ereignisse, die der alten Diskussion um eine Regierungsreform neue
Nahrung gegeben hatten, wurde mit zahlreichen Ideen und Vorstössen für eine
Regierungsreform reagiert. Die Vorschläge – Amtszeiten, Anzahl Regierungsmitglieder,
Regierungszusammensetzung, Umgestaltung der Departemente – waren allerdings
allesamt nicht neu und weiterhin politisch umstritten. Verschiedene Vorstösse zielten
auf eine Reform der Amtszeit ab. Eine Motion Cramer (gp, GE) (Mo. 10.3135) sah ein
Verbot von Bundesratsrücktritten während der Legislatur vor. Die Motion, die noch im
Frühling vom Ständerat angenommen worden war, hatte mit den unkoordinierten
Rücktritten der Bundesräte Leuenberger und Merz Rückenwind erhalten. Trotzdem
hatte der Vorstoss im Nationalrat keine Chance. Gleich zwei Anliegen verfolgten die
Amtszeitbeschränkung für Bundesräte auf acht Jahre. Aber weder die
parlamentarische Initiative Wasserfallen (fdp, BE) (Pa.Iv. 09.482) noch die
parlamentarische Initiative Moret (fdp, VD) (Pa.Iv. 09.494) fanden in der grossen
Kammer Gehör. Die Nationalräte folgten ihrer Kommission, welche keinen
Handlungsbedarf sah, da die mittlere Amtsdauer seit dem 2. Weltkrieg bereits bei etwa
acht Jahren liege. Am meisten Sukkurs erhielt die Idee einer Verlängerung der Amtszeit
des Bundespräsidiums. Bundesrat Leuenberger, die Grünen, die CVP und die FDP
äusserten sich grundsätzlich positiv zur Idee einer Amtszeitverlängerung für das
Bundespräsidium, obschon eine Motion Hodgers (gp, GE) (Mo. 10.3108), die eine
Ausdehnung der Bundespräsidentschaft auf vier Jahre vorsah, im Nationalrat in der
Sommersession diskussionslos abgelehnt worden war. 10

MOTION
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Im Rahmen ihrer Berichte zur Finanzmarktkrise und zu den Cross-Border-Geschäften
der UBS in den USA regte die GPK-NR auch zwei Motionen (10.3393 und 10.3394) an, die
den Bundesrat als Kollegium betreffen. Die von der grossen Kammer angenommenen
Motionen fordern den Bundesrat dazu auf, in der Regierungsreform einen Ausschuss
aus drei Bundesräten für wichtige Geschäfte vorzusehen. Dies solle zu besseren
Entscheidgrundlagen führen, aber weder das Kollegial- noch das Departementalprinzip
behindern. 11

MOTION
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Einige Parlamentarierinnen und Parlamentarier der CVP-Fraktion machten ihrem Ärger
über die ihres Erachtens nur sehr schleppend vorankommende Regierungsreform mit
Vorstössen Luft. Mit seiner Motion 09.3447 wollte etwa Norbert Hochreutener (cvp, BE)
gleich eine eigene Reform vorschlagen, die aus der Regierung ein effizientes und
handlungsfähiges Gremium machen sollte. Die Motion wurde im Nationalrat deutlich
abgelehnt. Einen Teilerfolg erzielte die Motion Häberli-Koller (cvp, TG) (09.3105), die
eine Reaktivierung der Regierungsreform verlangte. Das Anliegen wurde in der grossen
Kammer angenommen, im Ständerat hingegen abgelehnt. Schmid-Federer (cvp, ZH)
(Fra. 11.5233) doppelte schliesslich in einer Fragestunde nach und erkundigte sich nach
den Gründen für die Verspätung der Reform. Die Antwort des Bundesrates deckte sich
mit dem Hauptargument gegen die beiden abgelehnten Motionen: Die Regierung hatte
im Oktober 2010 eine Zusatzbotschaft zur Regierungsreform verabschiedet, auf welche
die staatspolitische Kommission des Nationalrates in der Zwischenzeit – knapp mit 11 zu
9 Stimmen – eingetreten war. Der Ball lag bei der Subkommission, der das Geschäft
übertragen worden war und die Vorschläge prüfen sollte, die weitergehen als jene des
Bundesrates. 12

MOTION
DATUM: 07.06.2011
MARC BÜHLMANN

Die Reform der Regierung wurde auch in einzelnen Policies versucht. So bildete die
Sondersession zur Gesundheitspolitik im April den Rahmen für einen Vorstoss der
sozialdemokratischen Fraktion für die Schaffung eines Staatssekretärs. Die Motion, die
eine Verbesserung der Steuerung des föderal stark zersplitterten Gesundheitswesens
durch einen Staatssekretär anvisierte, hatte jedoch weder beim Bundesrat noch beim
Nationalrat eine Chance. Darüber hinaus war auch die Idee eines
Bildungsdepartementes Gegenstand parlamentarischer Diskussion. Der Bundesrat
hatte diesbezüglich im Juni des Berichtsjahres eine Reorganisation der Departemente
beschlossen. Vorgesehen ist, dass ab 2013 das bis anhin dem EDI angehörende
Staatssekretariat für Bildung und Forschung sowie der Bereich der ETH gemeinsam mit

MOTION
DATUM: 30.09.2011
MARC BÜHLMANN
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dem Bundesamt für Berufsbildung und Technologie im EVD angesiedelt werden. (Siehe
dazu auch die Interpellation Aubert (10.3056) und hier.) Mit der Neuorganisation wurde
auch das für Europafragen zuständige Integrationsbüro dem EDA und das Bundesamt
für Veterinärwesen dem EDI unterstellt (bisher EVD). Zudem versprach der Bundesrat,
die Kooperation zwischen den Bundesstellen zu fördern und systematisch zu
evaluieren. 13

Das seit 2005 geltende, revidierte Bundesgesetz über das Vernehmlassungsverfahren
war seit einiger Zeit Gegenstand wiederholter Kritik wegen zu kurzer Fristen,
intransparenter Auswahl der Adressaten oder fehlender Nachvollziehbarkeit der
Auswertung der verschiedenen Stellungnahmen. Nicht nur die Parteien hatten einen
schriftlichen Protest beim Bundesrat eingereicht, sondern auch die
Staatschreiberkonferenz der Kantone intervenierte bei der Bundeskanzlei. Aufgrund
dieser Kritik hatten die GPK beider Räte bereits 2010 beschlossen, eine Evaluation der
Anhörungs- und Vernehmlassungspraxis durchführen zu lassen. Aus dem
Evaluationsbericht der Parlamentarischen Verwaltungskontrolle leitete die GPK-NR
verschiedene Empfehlungen ab, denen sie mit drei Postulaten Nachdruck verleihen
wollte. Das erste Postulat (12.3649) fordert den Bundesrat auf, Möglichkeiten für mehr
Transparenz bei der Kommunikation der Ergebnisse einer Vernehmlassung aufzuzeigen.
Mit dem zweiten Postulat (12.3650) erhält der Bundesrat den Auftrag, eine Abschaffung
konferenzieller Anhörungen zu prüfen. Mit dem dritten Vorstoss (12.3651) soll der
Bundesrat die Unterschiede zwischen Anhörung und Vernehmlassung aufzeigen und
prüfen, ob es weiterhin zweckmässig sei, beide Instrumente beizubehalten. Der
Nationalrat überwies die Postulate in der Herbstsession. Noch hängig ist eine im
Berichtsjahr von der SVP-Fraktion eingereichte Motion, die den Bundesrat zusätzlich
beauftragen möchte, die Rolle und die Kompetenzen der Bundeskanzlei im
Vernehmlassungsverfahren zu klären und eine Begründungspflicht bei verkürzten
Antwortfristen einzuführen. Darüber hinaus will die Motion das konferenzielle
Verfahren ganz abschaffen. 14

MOTION
DATUM: 15.11.2012
MARC BÜHLMANN

Die Motion von Roland Borer (svp, SO), die Regelungen gefordert hätte, mit denen die
Unvereinbarkeit des Amtes als Bundespräsident mit einem Vorsitz in einer
internationalen Organisation festgelegt worden wären, wurde Ende 2015
abgeschrieben. Der Motionär war bei den Nationalratswahlen im Herbst nach 24 Jahren
in der grossen Kammer nicht wiedergewählt worden. Borers Forderung war eine Kritik
an Bundesrat Burkhalter, der 2014 als Bundespräsident gleichzeitig der OSZE vorsass.

MOTION
DATUM: 03.12.2015
MARC BÜHLMANN

Mit 100 zu 72 Stimmen hiess der Nationalrat eine Motion Bigler (fdp, ZH) gut, mit der
eine Beschränkung von ausserparlamentarischen Kommissionen verlangt wird.
Ausserparlamentarische Kommissionen sind Gremien, die vom Bundesrat dann
eingesetzt werden, wenn für eine bestimmte Aufgabe spezifisches Fachwissen nötig ist,
das in der Bundesverwaltung fehlt, und sollen in diesem Sinne eine beratende Funktion
einnehmen. Hans-Ulrich Bigler stösst sich an der Zahl dieser Kommissionen. Nicht
weniger als 119 würden auf der Homepage des Bundes aufgeführt. Der Freisinnige
betonte zwar, dass die Kommissionen ein Ausdruck der partizipativen Demokratie seien
und auch der Gewerbeverband – Bigler ist dessen Präsident – in vielen dieser
Kommissionen mitwirke und durchaus davon profitiere. Es sei aber eigentlich
problematisch, dass der Bund eine Plattform für Interessenvertretung anbiete. Zudem
sei der Beitrag dieser Gremien für die demokratische Meinungsbildung in vielen Fällen
zweifelhaft und es herrschten zahlreiche Doppelspurigkeiten. Mit einer Reduzierung
der Zahl dieser Kommissionen könnten Kosten gespart und die Effizienz gesteigert
werden. Mit einer Alterslimite für die Mitglieder dieser ausserparlamentarischen
Kommissionen soll zudem sichergestellt werden, dass aktives Wissen und tagesaktuelle
Expertise in die Diskussion miteinfliesse. Bigler zweifelte in der Ratsdebatte den Nutzen
dieser Gremien für die Verwaltung an, weil es sich beim Wissensaustausch viel eher um
"Plauderstündchen" handle. 
Bundeskanzler Walter Thurnherr, der die ablehnende Haltung des Bundesrats letztlich
erfolglos vertrat, wies darauf hin, dass die Kosten mit CHF 300 bis 500 Taggeld nicht
hoch seien und man mit Streichungen von Kommissionen nicht viel einsparen könne.
Zudem mache es sich der Motionär zu einfach, wenn er die Reduktion der Zahl der
Kommissionen fordere. Es sei nicht einfach zu entscheiden, welche Kommissionen
genau es nicht mehr brauchen würde. Doppelspurigkeiten gebe es zudem im ganzen
System. Diese würden aber eben auch mithelfen, am Schluss eine tragfähige und

MOTION
DATUM: 16.03.2017
MARC BÜHLMANN
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mehrheitsfähige Lösung zu finden. Bei den Alterslimiten wies der Bundeskanzler auf die
Schwierigkeit bei der Suche nach Mitgliedern für diese eher schlecht bezahlten Ämter
hin, die mit solchen Limiten noch zusätzlich erhöht würde. Zudem sei man auch erst ab
einem bestimmten Alter ungebunden, was eine Bedingung für den Einsitz in
ausserparlamentarischen Kommissionen sei. Die Ratsrechte, unterstützt von der BDP,
vier CVP-Stimmen und einer GLP-Stimme, folgte allerdings den Argumenten des
Motionärs und überwies das Anliegen an den Ständerat. 15

Die von der Motion Bigler (fdp, ZH) verlangte Beschränkung von
ausserparlamentarischen Kommissionen stiess in der Wintersession 2017 im Ständerat
auf taube Ohren. Die SPK-SR empfahl den Vorstoss mit 12 zu 1 Stimme zur Ablehnung.
Sie sprach sich insbesondere gegen eine pauschale Reduktion aus, da es Fachgremien
gebe, die explizit nicht in die Verwaltung integriert werden dürften – so etwa die
Prüfungskommission für Humanmedizin oder die Elektrizitätskommission.
Ausserparlamentarische Kommissionen erfüllten im Gegenteil eine wichtige
Kontrollfunktion gegenüber der Verwaltung. Eine Reduktion würde nicht zwingend zu
Einsparungen führen, obwohl die Zahl dieser Gremien freilich auf dem notwendigen
Minimum gehalten werden müsse, was periodische Prüfungen nötig mache. Die kleine
Kammer folgte dieser Argumentation und versenkte den Vorstoss. 16

MOTION
DATUM: 06.12.2017
MARC BÜHLMANN

Im Rahmen der Bundesratswahl von Ignazio Cassis wurde die mehrfache
Staatszugehörigkeit zum Thema. Cassis, der sowohl Bürger der Schweiz als auch von
Italien ist bzw. war, gab im Vorfeld seiner Wahl seinen italienischen Pass ab. Die
Diskussion um diesen Schritt nahm Lorenzo Quadri (lega, TI) zum Anlass, mit einer
Motion die Doppelbürgerschaft für Bundesrätinnen und Bundesräte sowie für
Bundesangestellte mit Beziehungen zum Ausland zu verbieten. Seit 1992 ist es in die
Schweiz eingebürgerten Personen erlaubt, die Bürgerschaft ihres Herkunftslandes zu
behalten. Quadri machte die Gefahr fehlender Loyalität von politisch für die Schweiz
tätigen Doppelbürgerinnen und Doppelbürgern für seinen Vorstoss geltend.
Loyalität sei eine Frage der inneren Haltung und nicht von Gesetzen, gab Bundeskanzler
Thurnherr in der Ratsdebatte zu bedenken. Das Argument Quadris, dass etwa in
Australien – wie die Schweiz ein Einwanderungsland – ein solches Verbot bestehe,
konterte Thurnherr mit der Bemerkung, dass es in Australien ein Gesetz gebe, dass
Barbesitzer verpflichte, auch Pferde zu bedienen. Nur weil es dieses Gesetz in
Australien gebe, müsse es ja nicht in der Schweiz eingeführt werden. Der Vorstoss
Quadris wurde schliesslich von lediglich 40 Mitgliedern der SVP-Fraktion unterstützt
und mit 129 Gegenstimmen bei 2 Enthaltungen versenkt. 17

MOTION
DATUM: 12.12.2017
MARC BÜHLMANN

Mittels einer Motion wollte Lukas Reimann (svp, SG) ein öffentliches Hearing vor
Bundesratswahlen einführen. „Ich bin doch nicht dumm”, zitierte der St. Galler SVP-
Nationalrat Ignazio Cassis, der dies vor seiner Wahl zum Bundesrat am Ende des
Hearings bei der SVP-Fraktion auf die Frage geantwortet habe, ob er bei der Anhörung
in der SP-Fraktion die gleichen Antworten geben werde. Es sei ein Problem, so Reimann
in der Begründung für seinen Vorstoss, dass Kandidierende den Fraktionen nach dem
Mund redeten und sich diese kein ehrliches Bild machen könnten. Dies wäre nicht der
Fall, wenn Bundesratskandidierende in einem öffentlichen und überparteilichen
Hearing Rede und Antwort stehen müssten. 
Während der Debatte zur Motion zu Beginn der Frühjahrssession 2018 verstieg sich der
Motionär zur nachher von einigen Ratskollegen beanstandeten Bemerkung, dass
Bundesrat Cassis während des SVP-Hearings gar das Ende der Personenfreizügigkeit
versprochen habe. Ein öffentliches Hearing würde die Kandidierenden an ihre
Versprechen binden. Das Büro – vertreten durch seine Sprecherin Edith Graf-Litscher
(sp, TG) – machte geltend, dass der Vorstoss sowohl aus praktischen wie auch aus
inhaltlichen Gründen abzulehnen sei. Ein öffentliches Hearing sei nicht effizient, weil
die einzelnen Fraktionen wohl trotzdem noch eigene Anhörungen durchführen würden.
Zudem wäre bei einer Doppel- oder Dreifachvakanz ein eigentlicher Marathon zu
leisten, wenn von jeder Fraktion drei Kandidierende vorgeschlagen würden und jede
Partei spezifische Fragen stellen würde. Schliesslich stehe es heute schon jeder
Fraktion offen, die eigenen Hearings öffentlich durchzuführen und so Transparenz zu
schaffen. Mit 148 Stimmen pflichtete der Nationalrat der Position, dass von der
Änderung kein Mehrwert zu erwarten sei, bei. Unterstützung erhielt die Idee lediglich
von 26 SVP-Mitgliedern sowie zwei SP-Räten. 18

MOTION
DATUM: 07.03.2018
MARC BÜHLMANN
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Lediglich der Walliser CVP Neo-Nationalrat Philipp-Matthias Bregy und alle anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion unterstützten die Motion Ruppen (svp, VS), die verlangte,
dass Personen, die bei Bundesratswahlen bisher unter dem Begriff «Diverse»
aufgeführt werden, zukünftig namentlich erwähnt werden sollten. Ruppen wollte mit
seinem Vorstoss das Büro-NR zu einem Gesetzesvorschlag verpflichten, der bestimmt,
dass bei Wahlen in den Bundesrat in allen Wahlgängen die Resultate aller Personen
verlesen werden müssen, die Stimmen erhalten haben. Die gängige Regel ist, dass im
ersten und im zweiten Wahlgang Personen mit weniger als 10 Stimmen unter Diverse
aufgeführt werden. 
Diese Praxis habe sich bewährt, führte Edith Graf-Litscher (sp, TG) für das Büro aus. Es
würde zu falschen Anreizen führen und sei einer Bundesratswahl nicht würdig, wenn
alle Personen, die auch nur eine Stimme erhalten hätten, genannt werden müssten. Man
müsse zudem bedenken, dass die Regelung auch für alle anderen Wahlen (z.B.
Richterwahlen) angewendet werden müsste. Ruppen hingegen führte das Beispiel der
Wahl von Karin Keller-Sutter in die Exekutive ins Feld. Damals hätten Verschiedene 27
Stimmen erhalten. Man wisse nun nicht – lediglich die Stimmenzählerinnen und
Stimmenzähler, die zu Stillschweigen verpflichtet seien – ob das 27 Einzelpersonen
gewesen seien oder aber drei Personen mit je 9 Stimmen. Dies sei stossend, weil
Resultate von wichtigen Wahlen transparent sein müssten. Die total 63 befürwortenden
Stimmen kamen aber gegen die 113 ablehnenden Stimmen (1 Enthaltung) nicht an. 19

MOTION
DATUM: 11.06.2019
MARC BÜHLMANN

«Der Bund kurz erklärt» ist eine seit 1979 jährlich von der Bundeskanzlei realisierte und
herausgegebene Broschüre, in der ein breiter und leicht verständlicher Einblick in die
Organisation des Bundesstaates gegeben werden soll. Diese Publikation, die mit einer
Auflage von 200'000 Exemplaren vor allem von Schulen nachgefragt wird, bot Anlass für
eine Nachhilfestunde in Gewaltentrennung. Dies sei keine Eitelkeit, argumentierte
Gregor Rutz (svp, ZH), der mit seiner Motion die Überarbeitung der Broschüre verlangte,
sondern es gehe ihm um Grundsatzfragen. Der Zürcher Volksvertreter stiess sich
nämlich am Umstand, dass die Parlamentsmitglieder seit der Ausgabe 2015 nicht mehr
einzeln abgebildet seien, der Exekutive und der Bundesverwaltung aber zwei Drittel des
Umfangs der Publikation gewidmet seien und sämtliche Direktoren aller Bundesämter
mit Foto präsentiert würden. Man kriege das Gefühl, die Verwaltung und nicht das
Parlament sei die oberste Instanz im Bundesstaat, erklärte Rutz. 
Obwohl Bundeskanzler Walter Thurnherr in der Ratsdebatte versicherte, dass man in
der nächsten Ausgabe auf die Bedürfnisse von Parlament und Leserschaft eingehen
werde und dass in der Ausgabe 2019 bereits ein Faltblatt mit dem Sitzplan der beiden
Kammern und den Namen und Fotos aller Parlamentsmitglieder beigelegt worden sei,
überwies die Volkskammer als Vertreterin des obersten Gesetzgebers die Motion
einstimmig – mit 189 Stimmen und keiner Enthaltung. 20

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die Abstimmungserläuterungen des Bundesrates – im Volksmund
«Abstimmungsbüchlein» genannt – sind ab und zu Gegenstand parlamentarischer
Vorstösse. Meistens geht es dabei um inhaltliche Ausgewogenheit. Diese sei
insbesondere bei den Abstimmungsempfehlungen, die auf der Rückseite der Broschüre
aufgeführt werden, nicht gegeben, fand Adrian Amstutz (svp, BE). Die seit der
Abstimmung vom September 2018 vorgenommene grafische Neugestaltung führe zu
einer viel zu prominenten Darstellung der Empfehlungen der Parlamentsmehrheit und
des Bundesrats, wodurch nicht nur die freie Willensbildung beeinflusst, sondern auch
eine «eklatante» Benachteiligung der Minderheitsmeinungen in Kauf genommen werde.
Mit seiner Motion wollte der Berner den Bundesrat deshalb auffordern, auf diese
«Vorteilsnahme mit der völlig einseitigen Abstimmungsempfehlung» zu verzichten. 
Bundeskanzler Walter Thurnherr informierte, dass mit der Neugestaltung keine neuen
Informationen verwendet würden. Die Empfehlung von Parlament und Bundesrat
befänden sich seit 1983 auf der Umschlagseite. Die Minderheiten bzw. die Initiativ- und
Referendumskomitees hätten aber mit der Neugestaltung ebenfalls mehr Möglichkeiten
erhalten. Insbesondere werde deren Argumenten gleich viel Platz eingeräumt wie den
Argumenten des Bundesrats und der Parlamentsmehrheit. Die Motion wurde mit 111 zu
79 Stimmen (1 Enthaltung) abgelehnt. Neben der geschlossenen SVP-Fraktion hätten
sich auch alle anwesenden Mitglieder der Grünen-Fraktion sowie Hans Grunder (bdp,
BE) aus der BDP-Fraktion für die geforderte Änderung erwärmen können. 21

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN
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